
neuen Regelungen abzustellen. 
Hervorzuheben sind insbesondere die fol-
genden Maßnahmen: 
• Einführung einer Investitionsprämie zur 

Beförderung der Transformation der 
Wirtschaft in Richtung insbesondere von 
mehr Klimaschutz, 

• Stärkung der steuerlichen Forschungsför-
derung, 

• Verbesserung des steuerlichen Verlustab-
zugs, 

• Anhebung der GWG-Grenze von bisher 
800 EUR auf 1.000 EUR, 

• mehr Liquidität bei KMU durch Verbesse-
rungen bei den Sofortabschreibungen 
geringwertiger Wirtschaftsgüter, den Ab-
schreibungsmöglichkeiten zu den Sam-
melposten und zur Sonderabschreibung 
nach § 7 g EStG, 

• Reform der Thesaurierungsbegünstigung 
(§ 34 a EStG) und 

• Steigerung der Attraktivität der Option 
für PersG zur Körperschaftsbesteuerung 
(nach § 1 a KStG). 

Das Steuersystem soll weiter vereinfacht 
werden, u. a. durch 
• Vereinfachung des Meldeverfahrens für 

Kassen, 

• Die Erhöhung der Nichtaufgriffsgrenze in 
§ 20 Abs 7 ErbStG von 600 EUR auf 
5.000 EUR, 

• Beseitigung der Schriftformerfordernis an 
verschiedenen Stellen des Riester-Verfah-
rens durch Ermöglichung der elektroni-
schen Datenübermittlung, 

• Anhebung der Grenzen für die Buchfüh-
rungspflicht bei bestimmten Steuerpflich-
tigen (§ 141 AO) sowie der Aufbewah- 
rungspflicht bei Überschusseinkünften  
(§ 147 a AO), 

• Anhebung der Grenze für die umsatz-
steuerliche Ist-Besteuerung (Möglichkeit 
der Berechnung der Steuer nach verein-
nahmten statt vereinbarten Entgelten) 
nach § 20 Satz 1 Nr. 1 UStG von bisher 
600.000 EUR auf 800.000 EUR, 

• Anhebung der Freigrenze im Sinne des  
§ 23 Absatz 3 Satz 5 EStG von aktuell 
600 EUR auf 1.000 EUR, 

• Vereinfachung der Berechnung der Lohn-
steuer im Zusammenhang mit tarifermä-
ßigt zu besteuerndem Arbeitslohn, 

• Befreiung von Kleinunternehmern von 
umsatzsteuerlichen Erklärungspflichten, 

• Erhöhung der Freigrenze für den Quel-
lensteuereinbehalt (§ 50 c EStG), 

September-Ticker

Gesetzgebung: Entwurf für 
ein Wachstumschancengesetz 
 
Das BMF hat am 17.07.2023 den Referen-
tenentwurf für ein „Gesetz zur Stärkung 
von Wachstumschancen, Investitionen und 
Innovation sowie Steuervereinfachung und 
Steuerfairness” (Wachstumschancenge-
setz) veröffentlicht. 
Ziel ist es, die Liquiditätssituation von Un-
ternehmen zu verbessern sowie Impulse 
für Investitionen zu setzen. Daneben soll 
das Steuersystem an zentralen Stellen ver-
einfacht werden. Durch die Anhebung von 
Schwellenwerten und Pauschalen sollen 
vor allem kleine Betriebe von Bürokratie 
entlastet werden. 
Ebenfalls sollen Maßnahmen umgesetzt 
werden, die dazu beitragen, unerwünschte 
Steuergestaltungen aufzudecken und mit 

• Geerbtes und geschenktes Vermögen 
 
• Aktuelles zur Einkommensteuer und 

Umsatzsteuer 
 
• Grundrentenzuschlag, 

Korrekturvorschriften 
 
• Digitale Bescheide u. v. m.

Anita Dormeier, b.b.h.-Dozentin

AUSGABE 09/2023

INFOBRIEF
BUNDESVERBAND SELBSTÄNDIGER 

BUCHHALTER UND BILANZBUCHHALTER

STEUERTERMINE SEPTEMBER 2023

FÄLLIGKEITSTERMINE SOZIALVERSICHERUNG SEPTEMBER 2023

Fälligkeit 

Montag, den 11.09.2023*

Lohnsteuer mtl./vj. 11. 09. 1 14. 09. 2 

Kirchensteuer 11. 09. 1 14. 09. 2 

Solidaritätszuschlag 11. 09. 1 14. 09. 2

Umsatzsteuer mtl./vj. 11. 09. 1 14. 09. 2 

September 2023 25. 09. 27. 09.

Hinweis: Einreichung Nachweis bis 00:00 Uhr am Fälligkeitstag

1 Die Schonfrist endet am 11.09.23, weil das Ende der Frist auf einen Sonn- oder Feiertag fällt. 
** Bei Zahlung durch Scheck ist diese erst mit dem dritten Tag nach Eingang des Schecks bewirkt.

Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 

Scheck/bar**               Überweisung

Beitragsnachweis          Beitragszahlung



• Vorantreiben der Digitalisierung des 
Spendenverfahrens durch Anpassung des 
Zuwendungsempfängerregisters, 

• Einführung einer Freigrenze für Einnah-
men aus Vermietung und Verpachtung 
sowie 

• Erhöhung des Schwellenwerts zur Befrei-
ung von der Abgabe von vierteljährlichen 
USt-Voranmeldungen von 1.000 EUR auf 
2.000 EUR. 

Das Steuerrecht soll u. a. durch folgende 
Maßnahmen modernisiert werden: 
• Anpassung der Besteuerung von Renten 

aus der Basisversorgung, 
• Anpassung der AO und andere Steuerge-

setze an das MoPeG, 
• Erweiterung der Vereinfachungsregelung 

zur Steuerschuldnerschaft des Leistungs-
empfängers. 

Die Steuerfairness soll gefördert werden, 
indem u. a. 
• die Pflicht zur Mitteilung von grenzüber-

schreitenden Steuergestaltungen auf na-
tionale Steuergestaltungen ausgeweitet 
wird, 

• Steuergestaltungen bei Investmentfonds 
(Immobilienveräußerungsgewinne und 
Freistellung Vermietungseinkünfte ohne 
steuerliche Vorbelastung) verhindert wer-
den, 

• eine gesetzliche Regelung zur verpflich-
tenden Verwendung von elektronischen 
Rechnungen eingeführt wird, 

• die Zinsschranke reformiert und 
• eine Zinshöhenschranke eingeführt wird. 
Hinweis: 
Das Vorhaben muss noch das weitere Ge-
setzgebungsverfahren durchlaufen; die Zu-
stimmung des Bundesrates ist erforderlich. 
 
 
Aktuelles 
 
Geerbtes und geschenktes Vermögen 
Im Jahr 2022 haben die Finanzverwaltun-
gen in Deutschland Vermögensübertragun-
gen durch Erbschaften und Schenkungen 
in Höhe von 101,4 Milliarden Euro veran-
lagt. Wie das Statistische Bundesamt (De-
statis) weiter mitteilt, sank das steuerlich 
berücksichtigte geerbte und geschenkte 
Vermögen damit um 14,0 % gegenüber 
dem Vorjahr 2021, in dem es den Höchst-

wert seit 2009 erreicht hatte. Das ge-
schenkte Vermögen sank im Vergleich zum 
Vorjahr um 23,6 % auf 41,7 Milliarden 
Euro. 
Hierzu führt das Statistische Bundesamt 
weiter aus: 
• Nachdem das geschenkte Vermögen seit 

2016 gesunken war, stieg es im Jahr 
2021 deutlich an und sank im Jahr 2022 
auf das Niveau von 2018. Für den Rück-
gang war vor allem das verschenkte Be-
triebsvermögen ausschlaggebend. Dieses 
halbierte sich 2022 im Vergleich zum 
Vorjahr (-53,7 %) und sank auf 12,4 Mil-
liarden Euro, nachdem es sich im Vorjahr 
mehr als verdoppelt hatte. Dadurch ran-
gierte bei den Schenkungen im Jahr 
2022 das verschenkte Grundvermögen 
mit 14,9 Milliarden Euro (+5,2 % zum 
Vorjahr) an erster Stelle, gefolgt von dem 
verschenkten übrigen Vermögen in Höhe 
von 13,6 Milliarden Euro (+6,4 % zum 
Vorjahr). 

• Durch Erbschaften und Vermächtnisse 
wurde im Jahr 2022 Vermögen von 59,7 
Milliarden Euro übertragen. Nachdem 
das geerbte Vermögen vier Jahre in Folge 
gestiegen war, sank es 2022 im Vergleich 
zum Vorjahr um 5,8 %. Geerbt wurde in 
2022 vor allem übriges Vermögen (29,6 
Milliarden Euro; -14,3 % zum Vorjahr) 
wie Bankguthaben, Wertpapiere, Anteile 
und Genussscheine sowie Grundvermö-
gen mit 23,7 Milliarden Euro (-0,8 %). 

• Die Erbschaft- und Schenkungsteuer 
wurde im Jahr 2022 auf 11,4 Milliarden 
Euro festgesetzt (+2,6 % gegenüber dem 
Vorjahr) und stieg damit zum fünften Mal 
in Folge. Nach Anwendung der Steuer-
sätze, die je nach Verwandtschaftsver-
hältnis und Höhe des steuerpflichtigen 
Erwerbs unterschiedlich ausfallen, wurde 
von den Finanzverwaltungen im Jahr 
2022 Erbschaftsteuer in Höhe von 8,1 
Milliarden Euro (-9,9 %) festgesetzt. 
Damit ist die Erbschaftsteuer nach jahre-
langem Anstieg erstmals im Vergleich 
zum Vorjahr gesunken. Die festgesetzte 
Schenkungsteuer erhöhte sich erneut im 
Jahr 2022 auf 3,3 Milliarden Euro. Dies 
entspricht einem Anstieg von +56,7 % 
im Vergleich zum Vorjahr. 

• Der steuerpflichtige Erwerb stieg im Jahr 

2022 um 1,4 % auf 58,3 Milliarden Euro 
an und erhöhte sich damit im fünften 
Jahr in Folge. Er errechnet sich aus den 
Vermögensübertragungen sowie den 
Hinzu- und Abzugspositionen wie unter 
anderem Steuerbegünstigungen und 
Freibeträgen. Ein Grund für den Anstieg 
trotz sinkender Vermögensübertragun-
gen sind die im Vorjahresvergleich gesun-
kenen Steuerbegünstigungen nach § 13a 
ErbStG. Der steuerpflichtige Erwerb lag 
bei den Erbschaften im Jahr 2022 bei 
38,9 Milliarden Euro (-0,4 % im Vorjah-
resvergleich). Damit wurde fast der Wert 
vom Vorjahr erreicht, nachdem er zuvor 
vier Jahre in Folge gestiegen war.  

   Hingegen erhöhte sich der steuerpflich-
tige Erwerb bei den Schenkungen auf 
19,4 Milliarden Euro (+5,2 % im Vorjah-
resvergleich). Damit erhöhte sich der 
steuerpflichtige Erwerb bei den Schen-
kungen zum vierten Mal in Folge. 

• Die Steuerbegünstigungen nach § 13a 
ErbStG und die persönlichen Freibeträge 
stellen die wertmäßig größten Abzugs-
positionen bei der Berechnung der Erb-
schaft- und Schenkungsteuer dar. Die 
Steuerbegünstigungen nach § 13a ErbStG 
wurden im Jahr 2022 bei den Erbschaf-
ten mit 3,9 Milliarden Euro (-24,6 % zum 
Vorjahr) und bei den Schenkungen mit 
14,2 Milliarden Euro (-55,0 % zum Vor-
jahr) berücksichtigt. Neben übertrage-
nem Betriebsvermögen werden die 
Steuerbegünstigungen nach § 13a ErbStG 
auch auf Anteile an Kapitalgesellschaften 
sowie auf land- und forstwirtschaftliches 
Vermögen gewährt. 

• Bei den Erbschaften wurden in den letz-
ten Jahren Steuerbegünstigungen nach  
§ 13a ErbStG zwischen drei und sieben 
Milliarden Euro jährlich berücksichtigt. 
Bei den Schenkungen wurden, mit einer 
Ausnahme im Jahr 2021, seit 2016 ten-
denziell immer weniger Steuerbegünsti-
gungen nach § 13a ErbStG berück- 
sichtigt. Nachdem im Vorjahr 2021 auf-
grund von insbesondere übertragenem 
Betriebsvermögen ein deutlicher Anstieg 
zu verzeichnen war, sanken die berück-
sichtigten Steuerbegünstigungen nach  
§ 13 a ErbStG im Jahr 2022 leicht unter 
das Niveau des Jahres 2020. 
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1213), die die wesent lichen Angaben einer 
Rechnung sowie einer unbaren Zahlung 
nach § 35a Abs. 5 Satz 3 EStG enthält, 
regel mäßig aus, es sei denn, es drängen 
sich Zweifel an deren Richtig keit auf (BFH, 
Urteil v. 20.4.2023 - VI R 24/20; veröffent -
licht am 13.07.2023). 
Voraussetzung für die Inanspruch nahme 
der Steuer ermäßigung für haushaltsnahe 
Dienst leistungen und für Handwerker -
leistungen ist u. a., „dass der Steuerpflich-
tige für die Aufwendungen eine Rechnung 
erhalten hat", § 35a Abs. 5 Satz 3 Halbsatz 
1 EStG. 
 
Erstattung von Beiträgen zur Kranken- 
und Pflege versicherung  
Beiträge zur Kranken- und Pflegeversiche-
rung, die dem Steuerpflichtigen erstattet 
worden sind, sind auch dann gemäß § 10 
Abs. 4b Satz 2 EStG mit den dort genann-
ten Aufwendungen zu verrechnen und 
gemäß § 10 Abs. 4b Satz 3 EStG dem Ge-
samtbetrag der Einkünfte hinzuzurechnen, 
wenn die Erstattung darauf beruht, dass 
ein Sozial versicherungs verhältnis rückabge-
wickelt oder rückwirkend umgestellt wor-
den ist (BFH, Urteil v. 22.03.2023 - X R 
27/21; veröffentlicht am 20.07.2023). 
Hintergrund: Gemäß § 10 Abs. 4b Satz 2 
EStG ist, wenn bei den Sonderausgaben 
nach § 10 Abs. 1 Nr. 2 bis 3a EStG die im 
Veranlagungs zeitraum erstatteten Aufwen-
dungen die geleisteten Aufwendungen 
übersteigen (Erstattungsüberhang), der Er-
stattungsüberhang mit anderen im Rah-
men der jeweiligen Nummer anzusetzen- 
den Aufwendungen zu verrechnen. Ein 
verbleibender Betrag des sich bei den Auf-
wendungen nach § 10 Abs. 1 Nr. 3 und 4 
EStG ergebenden Erstattungsüberhangs ist 
gemäß § 10 Abs. 4b Satz 3 EStG dem Ge-
samtbetrag der Einkünfte hinzuzurechnen. 
 
Kindergeld: Studium Ausland 
Für die Berech nung, ob ein Kind in den aus -
bildungs freien Zeiten über wiegend die elter-
liche Wohnung nutzt, ist im Regelfall auf das 
Aus bildungs , Schul- oder Studien jahr abzu -
stellen. Die Gründe für den Inlands aufent -
halt spielen bei der Ermitt lung seiner Dauer 
keine Rolle (BFH, Urteil v. 21.06.2023 - III R 
11/21; veröffent licht am 27.07.2023). 

Umsatzsteuer 
 
Vorsteuer abzug bei Betriebs veran stal -
tun gen 
Bezieht der Unternehmer Leistungen für 
sog. Betriebs veran stal tun gen (hier: Weih-
nachts feier), ist er nur dann zum Vorsteuer -
abzug berechtigt, wenn diese nicht aus - 
schließ lich dem privaten Bedarf der Be-
triebs ange hörigen dienen, sondern durch 
die beson deren Umstände seiner wirt-
schaft lichen Tätigkeit bedingt sind (BFH, 
Urteil vom 10.05.2023 V R 16/21; ver-
öffent licht am 27.07.2023). 
 
Anschaffung eines für steuerpflichtige 
und steuerfreie Umsätze verwendeten 
Pkw 
Die Schätzung der Vorsteueraufteilung auf 
der Grundlage der Fahrleistung eines Pkw 
führt in der Regel zu einer präziseren wirt-
schaftlichen Zurechnung als der Umsatz-
schlüssel. Jedenfalls in den Fällen, bei 
denen ein bereits vorhandenes Wirtschafts-
gut durch ein funktionsgleiches ausge-
tauscht wird, kann es zu einem Neben- 
einander der Anwendung von § 15 Abs. 4 
UStG und § 15a Abs. 1 Satz 1 UStG kom-
men (FG Baden-Württemberg, Urteil v. 
15.9.2022 - 12 K 1295/20, rechtskräftig). 
 
 
Sonstiges 
 
Grundrentenzuschlag: Fehler bei der Da-
tenübermittlung 
Vielen Rentnern, die wegen ihrer geringen 
Rente einen Grundrentenzuschlag erhal-
ten, bringt der Steuerbescheid 2021 und 
2022 eine Überraschung. Das Finanzamt 
berechnet auf den Zuschlag zur gesetzli-
chen Rente Steuern, obwohl der Grundren-
tenzuschlag rückwirkend ab dem 1.1.2021 
steuerfrei ist. Dies berichtet der Bundesver-
band (BVL). 
Hintergrund des o. g. Problems: Die Deut-
sche Rentenversicherung konnte die elek-
tronischen Daten Anfang dieses Jahres 
noch nicht korrekt an das Finanzamt mel-
den, weil die Steuerfreiheit erst Ende letz-
ten Jahres mit dem JStG 2022 beschlossen 
wurde. Zwar wird die Rentenversicherung 

• Die persönlichen Freibeträge, deren Höhe 
vom Verwandtschafts verhältnis zur ver-
storbenen oder schenkenden Person ab-
hängig ist, beliefen sich im Jahr 2022 bei 
den Erbschaften auf 16,4 Milliarden Euro 
(-2,4 %) und bei den Schenkungen auf 
12,7 Milliarden Euro (+1,8 %). 

 
 
Einkommensteuer 
 
Sonderausgaben abzug für Kinder -
betreuungs kosten 
§ 10 Abs. 1 Nr. 5 Satz 1 EStG verstößt je-
denfalls dann nicht gegen die Steuer- 
f reiheit des Existenz minimums und den 
allge meinen Gleich heitssatz (Art. 6 Abs. 1 
GG, Art. 3 Abs. 1 GG), wenn die Betreu -
ungs aufwen dungen desjenigen Elternteils, 
der das Kind nicht in seinen Haushalt 
aufge nommen hat, durch den ihm ge-
währten Freibetrag für den Betreuungs- 
und Erziehungs- oder Ausbildungs bedarf 
(§ 32 Abs. 6 EStG) abgedeckt werden (BFH, 
Urteil v. 11.5.2023 - III R 9/22; veröffent -
licht am 13.7.2023). 
Hintergrund: Abziehbare Sonderausgaben 
sind zwei Drittel der Aufwendungen, 
höchstens 4.000 EUR je Kind, für Dienst-
leistungen zur Betreuung eines zum Haus-
halt des Steuerpflichtigen gehörenden 
Kindes im Sinne des § 32 Abs. 1 EStG, wel-
ches das 14. Lebensjahr noch nicht vollen-
det hat oder wegen einer vor Vollendung 
des 25. Lebensjahres eingetretenen körper-
lichen, geistigen oder seelischen Behinde-
rung außerstande ist, sich selbst zu 
unterhalten (§ 10 Abs. 1 Nr. 5 Satz 1 EStG). 
 
Steuerermäßigung für haus halts nahe 
Dienst leistungen bei Mietern 
Mieter können die Steuer ermäßi gung 
gemäß § 35a EStG für haus halts nahe 
Dienst leistungen und Hand werker leistun-
gen auch dann geltend machen, wenn sie 
die Verträge mit den Leistungs erbringern 
nicht selbst abge schlossen haben. Für den 
Nachweis der Kosten reicht eine Wohn -
neben kosten abrech nung, eine Haus geld -
abrech nung, eine sonstige Abrech nungs - 
unter lage oder eine Bescheini gung ent-
sprechend dem Muster in Anlage 2 des 
BMF-Schreibens v. 9.11.2016 (BStBl I 2016, 



die falsch übermittelten Daten korrigieren, 
dennoch belastet es erstmal die Haushalts-
kasse der Menschen, die ohnehin wenig 
Rente haben. 
Hierzu wird u. a. weiter ausgeführt: 
• Damit den Betroffenen u. a. auch bei wei- 

teren Sozialleistungen, z. B. dem Wohn-
geld, keine Nachteile entstehen, hat der 
Verband eine kurzfristige Klärung beim 
BMF eingefordert. 

• Laut BMAS erhalten rund 1,1 Millionen 
Menschen den Grundrentenzuschlag zu 
ihrer gesetzlichen Rente. Langjährig Ver-
sicherte, die gearbeitet, wenig verdient, 
Kinder erzogen, Angehörige gepflegt 
und regelmäßig Rentenbeiträge gezahlt 
haben, sollen durch den Zuschlag eine 
existenzsichernde Rente erhalten. Wer 
darauf Anspruch hat, ermittelt die Deut-
sche Rentenversicherung von sich aus. 
Ein Antrag ist nicht erforderlich. 

• Wer den Grundrentenzuschlag 2021 
und/oder 2022 erhalten hat, sollte prü-
fen, ob in dem gemeldeten Rentenbetrag 
(Bruttojahresrente) fälschlicherweise auch 
der gezahlte Grundrentenzuschlag ent-
halten ist. Richtig ist die Rentenbezugs-
mitteilung, wenn der steuerfreie Zu- 
schlag gesondert ausgewiesen wird. Der 
BVL empfiehlt, in der Steuererklärung er-
gänzende Angaben zu machen und da-
rauf hinzuweisen, dass die Grundren- 
tenzuschläge nicht zu versteuern sind. 

• Die Rentenversicherung ist in jedem Fall 
verpflichtet, die falsch übermittelten Daten 
zu korrigieren und erneut elektronisch zu 
melden. Anschließend muss das Finanz-
amt den falschen Steuerbescheid ändern 
und die zu viel gezahlten Steuern erstatten. 

• Ein Einspruch gegen den Steuerbescheid 
ist nicht nötig. Sobald dem Finanzamt die 
korrigierten Daten vorliegen, wird es den 
falschen Steuerbescheid nach § 175b AO 
korrigieren. 

 
Korrekturnormen bei Veranlagungen 
unter Verwendung eines Risikomanage-
mentsystems 
In den Fällen des teilautomatisierten Erlas-
ses von Steuerbescheiden, in denen die Be-

arbeiter des Finanzamts unter Anwendung 
des Risikomanagementsystems nur die als 
prüfungsbedürftig ausgesteuerten Sach-
verhalte überprüfen, kann die Finanzbe-
hörde vom Steuerpflichtigen bei der 
Steuererklärungserstellung verursachte 
Schreib- und Rechenfehler sowie sonstige 
offenbare Unrichtigkeiten nach § 129 AO 
nur berichtigen, soweit sie sich die Unrich-
tigkeit zu Eigen macht. Dies ist ausge-
schlossen, soweit der Besteuerungs- 
sachverhalt, dem die Unrichtigkeit anhaf-
tet, nicht ausgesteuert und überprüft wird 
(Niedersächsisches FG, Urteil v. 16.5.2023 
- 9 K 90/22; Revision zugelassen). 
 
Gewerbesteuer- und Körperschaftsteu-
erbescheide digital 
Ab sofort können Gewerbesteuermess- und 
-Zerlegungsbescheide sowie Körperschaft-
steuerbescheide in NRW direkt in ELSTER 
zugestellt werden. Hierauf macht das Fi-
nanzministerium NRW aktuell aufmerksam. 
Das FinMin NRW führt hierzu aus: 
• Nach den Einkommensteuerbescheiden 

können ab sofort auch die Gewerbesteu-
ermessbescheide, Gewerbesteuer-Zerle-
gungsbescheide und die Körperschaft- 
steuerbescheide vollständig digital in ELS-
TER zugestellt werden. Diese Neuerung 
ist die nächste Stufe der Umstellung auf 
die digitale Übermittlung offizieller 
Schreiben aus der Finanzverwaltung. 

• Damit ist Nordrhein-Westfalen das erste 
Land, das die erweiterte digitale Be-
kanntgabe für die Gewerbesteuer und 
Körperschaftsteuerbescheide anbietet. 

• Der digitale Bescheid kann so vom Unter-
nehmen direkt elektronisch abgelegt 
oder weiterverarbeitet werden. 

• Ab dem Veranlagungszeitraum 2022 
kann bei der elektronischen Abgabe der 
Gewerbesteuererklärung zudem die digi-
tale Bekanntgabe des kommunalen Ge-
werbesteuerbescheids beantragt werden. 
Den digitalen Bescheid-Service für die 
kommunale Gewerbesteuer wollen viele 
Kommunen bis zum Jahresende für die 
Unternehmen anbieten. 

• Die Voraussetzung, um die digitale Be-
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kanntgabe in Anspruch zu nehmen, ist 
die vorherige elektronische Einwilligung 
im Online-Portal „Mein ELSTER“ oder im 
Rahmen einer erteilten Vollmacht an eine 
Steuerberaterin oder einen Steuerberater 
– diese bleibt bis zum Widerruf grund-
sätzlich für alle Steuerarten gültig, kann 
aber selbstverständlich jederzeit nach-
träglich geändert werden. 

Kopien und sonstige Reproduktionen dürfen nur mit 
Genehmigung des b.b.h. erstellt werden.

SEMINARE SEPTEMBER 2023 
„Aktuelle Lohninformationen“ 
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„Aktuelles Steuerrecht“  
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